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Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 

• IG Bauen-Agrar-Umwelt 

• IG Bergbau, Chemie, Energie 

• EVG - Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 

• Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

• IG Metall 

• Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 

• Gewerkschaft der Polizei 

• ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund Niedersachsen 

(DGB) und seine Mitgliedsgewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes bedanken sich für die Möglich-

keit, zum vorliegenden Entwurf Stellung zu neh-
men. 

 

§ 107 alt: 

(2) 1Soweit die Eingruppierung und Vergütung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht durch 
besondere bundes- oder landesgesetzliche Vor-

schrift oder durch Tarifvertrag geregelt ist, muss sie 
derjenigen vergleichbarer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des Landes entsprechen; die oberste 
Kommunalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zu-

lassen. 2Zur Vergütung im Sinne des Satzes 1 gehö-
ren auch außer- und übertarifliche sonstige Geld-

zuwendungen (Geld- und geldwerte Leistungen), 
die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer un-

mittelbar oder mittelbar von ihrem Arbeitgeber er-

halten, auch wenn sie über Einrichtungen geleistet 

werden, zu denen die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer einen eigenen Beitrag leisten. 

 

§107 neu: 

 

(2) 1 Die Eingruppierung und Vergütung von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern sind nur im Rah-
men der zwischen Arbeitgebervereinigungen und 

Gewerkschaften getroffenen tarifvertraglichen Re-
gelungen zulässig; besondere bundes- oder lan-
desgesetzliche Vorschriften bleiben unberührt. 2 
Ist der Arbeitgeber nicht tarifgebunden, dürfen die 

Eingruppierung und Vergütung höchstens denjeni-

gen der vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer der tarifgebundenen Arbeitgeber ent-
sprechen. 3 In begründeten Fällen sind Ausnahmen 

von den Sätzen 1 und 2 zulässig. 

 

 

 

Die neuen Sätze 1 und 2 in § 107 Absatz 2 stärken 

zunächst die Rolle der Tarifvertragsparteien, weil 
ausdrücklich auf eine tarifvertragliche Eingruppie-

rung und Vergütung abgestellt wird. Unklar bleibt 
jedoch durch die ausdrückliche Streichung des bis-

herigen Satzes 2, ob außer- und übertarifliche 
Geldzuwendungen (neben der Eingruppierung und 

Vergütung) weiter unter den Vorbehalt des § 107 
Absatz 2 fallen sollen oder ob die neue Regelung 
sich tatsächlich nur auf die Eingruppierung und 

Vergütung, nicht aber auf sonstige Geldzuwendun-
gen beziehen soll. 

 


